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Vorwort 

In einigen Fällen haben Bedienstete der Eurocontrol versucht, dienst-
rechtliche Entscheidungen ihres Dienstherrn von deutschen Gerichten 
überprüfen zu lassen statt sie, wie im PersonaLstatut dieser internatio-
nalen Organisation vorgeschrieben, dem Verwaltungsgericht der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation zu unterbreiten. In einem für Euro-
control erstatteten Rechtsgutachten vom 8. Juni 1979 hatte ich die 
Gründe darg.elegt, aus denen ich eine Befassung nationaler Gerichte 
mit solchen Dienstrechtsstreitfällen als eine unzulässige Gefährdung 
des unabhängigen Wirkens internationaler Organisationen ablehne. 
Gegen dieses Gutachten richtete sich ein von Prof. Dr. Dr. Albert Bleck-
mann für die Union Syndicale, Section Eurocontrol erstattetes Rechts-
gutachten. Dieses Rechtsgutachten ist unter dem Titel: "Internationale 
Beamtenstreitigkeiten vor nationalen Gerichten. Materialien zum Recht 
der internationalen Organisationen und zur Immunität" nunmehr als 
Buch erschienen. 

Ich hätte es vorgezogen, die allgemeine wissenschaftliche Diskussion 
über die wichtigen in den erwähnten Rechtsgutachten berührten Fra-
gen erst nach völliger Abklärung der beiderseitigen Standpunkte und 
Bereinigung allfälliger Mißverständnisse sowie im Lichte der gegen-
wärtig noch ausstehenden Beurteilung dieser Fragen durch das Bun-
desverfassungsgericht und das Bundesarbeitsgericht zu eröffnen. Aus 
Gründen der Waffengleichheit sehe ich mich aber nunmehr gezwun-
gen, auch mein Rechtsgutachten vom 8. Juni 1979 (unten S. 11 - 29) so-
wie meine Stellungnahme vom 8. Dezember 1980 (unten S. 30 - 102) zu 
dem Rechtsgutachten von Bleckmann ebenso wie zu der von ihm zur 
Unterstützung seiner Ansichten zitierten Dissertation von Siegfried 
Thomas (Würzburg 1970) (unten S. 103 - 108) in der Form zu veröffent-
lichen, wie sie den angerufenen deutschen Gerichten vorliegen. Nur 
sinnstörende Schreibfehler wurden berichtigt. Solche Korrekturen sind 
durch * gekennzeichnet. 

Zur Erleichterung der Arbeit der angerufenen Gerichte - und nun-
mehr auch der Leser dieses Buches - habe ich nicht nur die Gliederung 
und Kapitelüberschriften des Rechtsgutachtens von Bleckmann über-
nommen, sondern auch am Eingang jedes Kapitels dessen Thesen kurz 
zusammengefaßt und ihnen meine eigenen grundsätzlichen Argumente 
für deren Ablehnung gegenübergestellt. Daran schließt sich jeweils 
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eine Auseinandersetzung mit den in dem betreffenden Kapitel aufge-
worfenen Detailfragen an. In Klammern stehende Zahlen ohne weitere 
Angaben beziehen sich auf die betreffende Seitenzahl der Buchfassung 
des Rechtsgutachtens von Bleckmann. 

Mein besonderer Dank gilt Herrn Senator E. h. Ministerialrat a. D. 
Prof. Dr. J. Broermann dafür, daß er im Interesse der eingangs berufe-
nen Waffengleichheit auch mir Gelegenheit gab, meine Stellungnahme 
zu den aufgeworfenen Fragen in seiner Schriftenreihe zum Völker-
recht zu veröffentlichen. 

Prof. Dr. Dr. h. c. Ignaz Seidl-Hohenveldern 
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Köln, den 8. Juni 1979 

Gutachten 

I. 

Die Europäische Organisation zur Sicherung der Luftfahrt (Euro-
control) hat mich gebeten, in einem Gutachten zu dem Urteil des 
Arbeitsgerichts Karlsruhe vom 5. 12. 1978 2 Oa 101178 in der Rechts-
sache Strech gegen Eurocontrol Stellung zu nehmen. 

Strech, ein Bediensteter der Eurocontrol, hatte vor dem Arbeits-
gericht Klage wegen der Berechnungsweise des Gehalts erhoben, das 
er von Eurocontrol bezieht. 

Nach Ansicht Strechs ergebe sich die Zuständigkeit des deutschen 
Arbeitsgerichts für den gegenständlichen Streitfall aus Ziffer 5 des 
Zeichnungsprotokolls zum Internationalen übereinkommen über Zu-
sammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt (Eurocontrol) (BGBl. 1962 II 
S.2322). Diese Ziffer 5 lautet in der bei Abweichungen zwischen den 
Texten verbindlichen französischen Fassung: "Rien dans la convention 
ni dans les statuts y annexes n'a pour effet de restreindre la competence 
des tribunaux nationaux en ce qui concerne les differends opposant 
l'organisation et le personnel de l'Agence." (In deutscher übersetzung: 
"Die Zuständigkeit zwischen der Organisation und dem Personal der 
Agentur wird weder durch das übereinkommen noch durch die als An-
lage beigefügte Satzung beschränkt. ") 

Nach Ansicht Strechs gleiche sein Arbeitsverhältnis zu Eurocontrol 
demjenigen eines beliebigen Arbeitnehmers zu seinem Arbeitgeber. 
Das Arbeitsgericht Karlsruhe sei daher zuständig zur Entscheidung des 
gegenständlichen StreitsfaUs. 

Eurocontrol bestreitet die Zuständigkeit des deutschen Arbeits-
gerichts. Nach Eurocontrol seien die deutschen Gerichte sowohl ratione 
materiae als auch wegen der Eurocontrol zustehenden Immunität un-
zuständig. Nach der Ansicht Eurocontrols sei das Dienstverhältnis des 
Klägers zu Eurocontrol öffentlich-rechtlicher Natur und unterstünde 
dem Artikel 92 der Allgemeinen Beschäftigungsbedingungen der Euro-
control (ABB) ist gleich Artikel 93 des Verwaltungsstatuts des fest-
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angestellten Personals der Agentur. Diese Vorschriften lauten: "Tout 
litige opposant l'Agence a l'une des personnes visees ·au present statut 
et portant sur l'inobservation, soit quant au fond, soit quant a la forme 
des dispositions du present statut, est soumis, a defaut d'une juridiction 
nationale competente, au tribunal administratif de l'organis'ation inter-
nationale du tr,avaiI." 

In seinem Urteil hat sich das Arbeitsgericht Karlsruhe für unzu-
ständig erklärt. Nach Ansicht des Gerichts ist die Personalhoheit der 
Eurocontrol in bezug auf die Bestimmung der Erledigung von Rechts-
streitigkeiten mit ihrem Personal dennoch durch die Vertragssta,aten 
eingeschränkt worden. Diese hätten eine Erledigung dieser Streitig-
keiten ihren eigenen staatlichen Gerichten vorbehalten. Das Arbeits-
gericht Karlsruhe ging über den Einwand der Eurocontrol hinweg, daß 
es sich bei Ziffer 5 des Zeichnungsprotokolls lediglich um eine über-
g,angsregelung gehandelt habe, wohingegen die endgültige Regelung 
der Frage der Gerichtsbarkeit durch das Verwaltungsstatut bzw. die 
ABB getroffen worden sei, die hierfür die ausschließliche Zuständigkeit 
des Verwaltungsgerichts der ILO vorgesehen haben. Das Arbeitsgericht 
hielt sich trotzdem für unzuständig, da das Dienstverhältnis des Klä-
gers zu Eurocontrol öffentlich-rechtlicher Natur sei. Die Angelegenheit 
falle daher in die Zuständigkeit der deutschen Verwaltungsgerichte, die 
hierauf das Verwaltungsstatut des festangestellten Personals der Agen-
tur anzuwenden hätten. 

H. 

Aufgrund obigen Sachverhalts erstatte ich nachstehendes Gutachten: 

1. Rechtsnatur der Eurocontrol 

Eurocontrol ist unbestrittenermaßen eine Internationale Organisa-
tion, die sowohl im Völkerrecht als auch im innerstaatlichen Recht 
Rechtspersönlichkeit besitzt. Diese Rechtspersönlichkeit wird ihr durch 
Artikel 4 des Eurocontrol-übereinkommens (BGBI. 1962 H S. 2273) ver-
liehen. Dieser Artikel entspricht völlig dem Text der Artikel 210 und 
211 EWG - ist gleich Artikel 184 und 185 EAG. Der Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften hat in ständiger Rechtsprechung ent-
schieden (zuletzt in seinem Beschluß vom 14.11. 1978, 1/78 Erw. 32, ABI. 
1978 C 302/17), daß Artikel 184 EAG ist gleich Artikel 210 EWG der 
Gemeinschaft Völkerrechtspersönlichkeit verliehen hat. Diese Bestim-
mung ist Wort für Wort gleichlautend mit Artikel 4 Satz 1 des Euro-
control-übereinkommens. Die Völkerrechtspersönlichkeit der Eurocon-
trol ergibt sich überdies unter anderem daraus, daß Artikel 12 des 
übereinkommens der Organisation das Recht verleiht, mit dritten Staa-
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ten und Internationalen Organisationen völkerrechtliche Vereinbarun-
gen zu treffen. Eurocontrol hat von dieser Ermächtigung Gebrauch ge-
macht und mit Dänemark, Norwegen, Schweden, der Schweiz, Öster-
reich, Italien, den Vereinigten Staaten, Spanien und Portugal Koopera-
tions- bzw. Assozi,ationsverträge abgeschlossen, sowie durch den mit 
Briefwechsel vom 20.3./21. 7. 1964 abgeschlossenen Vertrag mit der 
ILO dem Verwaltungsgericht der ILO die Gerichtsbarkeit über die 
Streitigkeiten zwischen Eurocontrol und ihren Bediensteten übertra-
gen. Die Völkerrechtspersönlichkeit der Eurocontrol haben überdies so-
wohl der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (14. 10. 1976, 
Slg. 1976 S. 1541 ist gleich NJW 1977 S. 489) als auch das Bundesverwal-
tungsgericht (16.9. 1977, NJW 1978 S. 1759) und das Arbeitsgericht 
Karlsruhe (Erw. 1 des gegenständlichen Urteils vom 5. 12. 1978, S. 9 der 
Umschrift) anerkannt. 

Eine zwischenstaatliche internationale Org,anisation kann ihre Auf-
gaben nur dann erfüllen, wenn sie Immunität von der Gerichtsbarkeit 
ihrer Mitgliedstaaten genießt. Eine Organisation muß den gemeinsamen 
Willen der Mitgliedstaaten zum Ausdruck bringen. Dies wäre ihr nicht 
möglich, wenn ihre Handlungen von Entscheidungen eines nationalen 
Gerichts beeinflußt seien könnten. Die Organisation muß allen gegen-
über mit einer Stimme sprechen und kann ihre internen Rechtsbezie-
hungen nur nach einem einheitlichen Recht regeln. Diese Notwendig-
keiten sprechen ganz besonders dagegen, die Rechtsbeziehungen zwi-
schen der Organisation und ihren Bediensteten der Gerichtsbarkeit 
nationaler Gerichte zu unterstellen. Die Rechtsprechung der verschiede-
nen nationalen Gerichte dürfte kaum einheitlich sein. Diese Uneinheit-
lichkeit würde dazu führen, daß Rechtsstreitigkeiten über den gleichen 
Gegenstand in verschiedenen Mitgliedstaaten verschieden entschieden 
würden. Die Einheitlichkeit des Personalstatuts erfordert aber die Ein-
heitlichkeit der Rechtsprechung (vgl. S. 21). 

Die Wirksamkeit einer Internationalen Or.ganisation hängt ferner 
nicht zuletzt davon ab, daß die Mitgliedstaaten Vertrauen in die Un-
parteilichkeit der Org,anisation und ihrer Bediensteten haben. Aus die-
sem Grunde sieht das Personalstatut jeder solchen Organisation vor, 
daß deren Bedienstete jede Möglichkeit einer Beeinflussung durch ihre 
Heimatstaaten zu meiden haben (vgl. Art. 11 ABB - ist gleich Art. 11 
des Verwaltungsstatuts). Es wäre eine schwerwiegende Verletzung die-
ses Gedankens und der sich daraus ergebenden Bindungen dieser Be-
amten, wenn diese für die Regelung allfälliger Streitigkeiten mit ihrer 
Organisation den Schutz der Gerichte ihres Heimatstaates anrufen 
wollten. Sie wären hier aber sogar auf deren Schutz angewiesen, wenn 
die Auslegung zutreffen sollte, die das Arbeitsgericht Karlsruhe von 
Ziffer 5 des Zeichnung,sprotokolls gegeben hat. 


